
Vorabentscheidungsersuchen der Oberste Berufungs- und 
Disziplinarkommission (Österreich) eingereicht am 1. 
April 2009 — Mag. lic. Robert Koller/ 
Rechtsanwaltsprüfungskommission beim Oberlandes- 

gericht Graz 

(Rechtssache C-118/09) 

(2009/C 141/48) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführer: Mag. lic. Robert Koller 

Belangte Behörde: Rechtsanwaltsprüfungskommission beim Ober­
landesgericht Graz 

Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 89/48/EWG ( 1 ) im Fall eines österrei­
chischen Staatsangehörigen anzuwenden, wenn dieser 

a) in Österreich das Diplomstudium der Rechtswissenschaf­
ten erfolgreich abgeschlossen und mit Sponsions­
bescheid den akademischen Grad „Magister der Rechts­
wissenschaften“ verliehen erhalten hat, 

b) ihm sodann mit Anerkennungsurkunde des Ministeriums 
für Bildung und Wissenschaft des Königreichs Spanien 
nach Ablegung von Ergänzungsprüfungen an einer spa­
nischen Universität, deren Ausbildungsaufwand jedoch 
weniger als drei Jahre in Anspruch nahm, die Berechti­
gung, den — dem österreichischen Titel gleichwertigen 
— spanischen Titel eines „Licenciado en Derecho“ zu 
führen, verliehen wurde und 

c) er durch Anmeldung bei der Rechtsanwaltskammer Ma­
drid die Berechtigung zur Berufsbezeichnung „abogado“ 
erworben und den Beruf eines Rechtsanwalts in Spanien 
tatsächlich, und zwar vor Antragstellung drei Wochen 
und bezogen auf den Zeitpunkt der Beschlussfassung 
erster Instanz durch höchstens fünf Monate ausgeübt 
hat. 

2. Für den Fall der Bejahung der Frage zu 1.): 

Ist eine Auslegung des § 24 EuRAG dahingehend, dass das 
Erlangen eines österreichischen rechtswissenschaftlichen Stu­
dienabschlusses, sowie die nach Ablegung von Ergänzungs­
prüfungen an einer spanischen Universität in einem Zeit­
raum von weniger als drei Jahren erlangte Berechtigung 
den spanischen Titel eines „Licenciado en Derecho“ zu füh­
ren, auch dann zur Zulassung zur Eignungsprüfung in 
Österreich gemäß § 24 Abs 1 EuRAG ohne Nachweis der 
nach nationalem Recht (§ 2 Abs 2 RAO) geforderten Praxis 
nicht ausreicht, wenn der Antragsteller in Spanien, ohne 
vergleichbares Erfordernis einer Praxis, als „abogado“ zuge­
lassen ist und dort den Beruf vor Antragstellung drei Wo­

chen und bezogen auf den Zeitpunkt der Beschlussfassung 
erster Instanz durch höchstens fünf Monate ausgeübt hat, 
mit der Richtlinie 89/48/EWG vereinbar? 

( 1 ) Abl. L 19, S. 16 

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État 
(Frankreich) eingereicht am 1. April 2009 — Société 
fiduciaire nationale d’expertise comptable/Ministre du 

budget, des comptes publics et de la fonction publique 

(Rechtssache C-119/09) 

(2009/C 141/49) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Société fiduciaire nationale d’expertise comptable 

Beklagter: Ministre du budget, des comptes publics et de la 
fonction publique 

Vorlagefrage 

Schreibt die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienst­
leistungen im Binnenmarkt ( 1 ) für die von ihr erfassten regle­
mentierten Berufe vor, dass jedes allgemeine Verbot unabhängig 
von der Art der betroffenen Geschäftspraktik erfasst sein soll, 
oder belässt sie den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, allgemeine 
Verbote für bestimmte Geschäftspraktiken, wie etwa die Kun­
denakquise, aufrechtzuerhalten? 

( 1 ) ABl. L 376, S. 36. 

Klage, eingereicht am 1. April 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Königreich Belgien 

(Rechtssache C-120/09) 

(2009/C 141/50) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: M. van Beek und J.-B. Laignelot) 

Beklagter: Königreich Belgien
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Belgien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Art. 2 Buchst. f, j und k sowie 
Anhang III Punkt 4 C der Richtlinie 1999/31/EG des Rates 
vom 26. April 1999 über Abfalldeponien ( 1 ) verstoßen hat, 
dass es nicht für die Umsetzung dieser Bestimmungen in 
wallonisches Recht gesorgt hat; 

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Europäische Kommission stützt ihre Klage auf zwei Kla­
gegründe. 

Zum einen wirft sie dem Beklagten vor, die in Art. 2 Buchst. f, j 
und k der Richtlinie 1999/31/EG vom 26. April 1999 über 
Abfalldeponien vorgesehenen Begriffe „Untertagedeponie“, „De­
poniegas“ und „Eluat“ nicht in das Recht der wallonischen Re­
gion umgesetzt zu haben. Die Kommission unterstreicht die 
Wichtigkeit dieser Begriffe, die als Schlüsselbegriffe für die 
Durchführung der Richtlinie auch in andere Bestimmungen Ein­
gang gefunden hätten, die auf der Grundlage dieser Richtlinie 
und zu ihrer Durchführung erlassen worden seien. 

Zum anderen rügt die Klägerin, dass das wallonische Recht 
keine Bestimmung hinsichtlich der Auslöseschwellen enthalte, 
ab denen man davon ausgehen könne, dass ein Ablagerungs­
platz eine bedeutsame schädigende Auswirkung auf die Grund­
wasserqualität habe. Punkt 4 C des Anhangs III der Richtlinie, 
der die Ausarbeitung solcher Bestimmungen vorsehe, sei aber 
von zentraler Bedeutung für die Gewährleistung einer wirk­
samen Kontrolle der Grundwasserqualität und folglich für den 
Umweltschutz, der das wesentliche Ziel der Richtlinie darstelle. 

( 1 ) ABl. L 182, S. 1. 

Klage, eingereicht am 1. April 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Italienische Republik 

(Rechtssache C-121/09) 

(2009/C 141/51) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: W. Wils und C. Cattabriga) 

Beklagte: Italienische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Italienische Republik gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Art. 7 der Richtlinie 90/314/EWG ( 1 ) ver­
stoßen hat; 

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

1. Die Italienische Republik habe dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Art. 7 der Richtlinie 90/314 verstoßen, 
dass sie für die Antragstellung beim Fondo di garanzia per 
il consumatore di pacchetto turistico (Garantiefonds für 
Verbraucher, die eine Pauschalreise gebucht haben) eine 
Frist von drei Monaten ab dem vorgesehenen Ende der 
Reise festgesetzt habe. 

2. Art. 7 der Richtlinie 90/314 sehe vor, dass der Veranstalter 
und/oder der Vermittler, der Vertragspartei sei, nachzuwei­
sen habe, dass im Fall der Zahlungsunfähigkeit oder des 
Konkurses die Erstattung gezahlter Beträge und die Rück­
reise des Verbrauchers sichergestellt seien. Nach der Aus­
legung durch die Gemeinschaftsrechtsprechung sehe diese 
Bestimmung für die Staaten die Verpflichtung vor, im Er­
gebnis dafür zu sorgen, dass der Pauschalreisekunde das 
Recht auf wirksamen Schutz gegen die Risiken der Zah­
lungsunfähigkeit oder des Konkurses der Veranstalter er­
halte und, insbesondere, dass die gezahlten Beträge zurück­
erstattet würden und eine Rückreise organisiert werde. 

3. Der darauf folgende Art. 8 gestatte den Mitgliedstaaten, 
strengere Bestimmungen zu erlassen, aber nur insofern, 
als sie dem Verbraucher umfangreicheren Schutz gewähr­
ten. 

4. Im vorliegenden Fall verfolge die in Rede stehende italie­
nische Regelung nach Informationen, die von den natio­
nalen Behörden im Lauf des Vertragsverletzungsverfahrens 
übermittelt worden seien, eher das Ziel, die Möglichkeit 
sicherzustellen, die an die Verbraucher gezahlten Beträge 
für den Staatshaushalt zurückzuerlangen, und folglich die 
finanziellen Interessen des Staates zu wahren, als Pauschal­
reisekunden umfangreicheren Schutz zu gewähren. 

5. Obwohl die Kommission Verständnis für das Interesse Ita­
liens habe, eine gute und ausgeglichene Verwaltung des 
Garantiefonds zu gewährleisten, indem diesem die Regress­
klage gegen den Reiseveranstalter erleichtert werde, werde 
mit einer solchen Maßnahme, die eine Ausschlussfrist für 
die Antragsstellung auf Einschreiten des Garantiefonds er­
lasse, eine Bedingung aufgestellt, die geeignet sei, dem Ver­
braucher die Rechte zu nehmen, die ihm die Richtlinie 
90/314 gewähre. 

6. Zwar könne der Verbraucher, wie die italienischen Behör­
den geltend machten, den eigentlichen Antrag auf Ein­
schreiten des Fonds erst dann stellen, wenn er Kenntnis 
von Umständen habe, die der Erfüllung des Vertrags im 
Wege stehen könnten. Um von dieser Möglichkeit Ge­
brauch zu machen, sei jedoch notwendig, dass er von 
den betreffenden Umständen wisse. Abgesehen von den 
Fällen, in denen der Konkurs des Reiseveranstalters infolge 
eines Konkursfeststellungsurteils offenkundig sei, kenne der 
Verbraucher aber meistens die genaue Vermögenslage des 
besagten Veranstalters nicht. Es sei folglich normal, dass er 
sich in erster Linie an Letzteren wende, um die gezahlten 
Beträge zurückzuerhalten, indem er ihm ein Schreiben, 
eventuell eine Mahnung zusende und schließlich mit einem 
Mahnbescheid gegen ihn vorgehe. Auf diese Weise bestehe 
die Gefahr, dass die in Art. 5 des Decreto ministeriale Nr. 
349/1999 vorgesehene Dreimonatsfrist zum Zeitpunkt des 
Antrags auf Eingreifen des Garantiefonds bereits deutlich 
überschritten sei mit der Folge, dass dem Verbraucher das 
Recht auf Erstattung der gezahlten Beträge genommen 
werde.
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